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Keine Mittelstrecken-Raketen
Strauß-Reise als neuer Abschnitt der Zusammenarbeit mit den U S A

Bonn (Eigenbericht), Der vierzehntägige Besuch des Bundes
verteidigungsministers Strauß in den Vereinigten Staaten hat 
einen neuen Abschnitt der deutsch-amerikanischen Zusammen- - 
arbeit auf militärischem Gebiet eingeleitet. Die amerikanische 
Regierung hat sich hei dieser Gelegenheit bereit erklärt, der 
Bundesrepublik alle Informationen und Materialien zu geben, 
damit die deutsche Technik und Wissenschaft möglichst schnell 
den Anschluß an die internationale Wehrforschung gewinnt und 
selbst wieder an der Entwicklung von Waffen teilnehmen kann.

Nach den Auskünften, die 
Strauß am Dienstag vo r der 
Fresse in  Bonn gab, is t dabei 
auch an eine deutsche B eteili
gung an der Raketenentwick- 
lung gedacht, während eine 
deutsche Atomwaffenherstellung 
nach w ie  vor ausgeschlossen 
bleibt. Das in den Pariser V er
trägen enthaltene Verbot der 
Raketenproduktion in W est
deutschland soll zu gegebener 
Zeit aufgehoben werden.

D er geplante Ankauf von etwa 
zwanzig amerikanischen Mata
dor-Raketen m it den dazuge
hörigen zw ö lf fahrbaren A b 
schußgestellen soll diese neue 
Entwicklung einleiten. Strauß 
erklärte, die Raketen sollen der 
Ausbildung von Technikern in 
der Bundeswehr dienen und zu
gleich der Industrie Gelegenheit 
geben, den heutigen Entwick
lungsstand der Raketenfor
schung kennenzulernen. Die 
amerikanische Regierung setze 
in beinahe bedrückender W eise 
große Hoffnungen auf die tech
nische Leistungsfäh igkeit
Deutschlands und w olle  deshalb 
im  Rahmen des Program m s der 
wechselseitigen Waffenentwick
lung aufs engste m it der Bun
desregierung Zusammenarbeiten. 
Der M in ister betonte, daß ihm 
gerade in  Am erika w ieder be
wußt geworden sei, w ie  gering 
die deutschen Möglichkeiten der 
W affenentwicklung im  Vergleich 
zu Am erika seien. Aber er hob 
auf der anderen Seite hervor, 
daß große Erfinder nicht -unbe
dingt M illiardenbeträge und 
riesige Versuchsplätze brauch

ten, sondern nur B le is tift und 
Papier.

„Guter Grund“
Bei der deutschen Beteiligung 

an der W affenentwicklung ist 
w eder an Atom waffen noch an 
interkontinentale Raketen und 
M ittelstreckenraketen gedacht. 
Beides komme fü r  die Bundes
w ehr nicht in Frage. Strauß be
stätigte am Dienstag,' daß „gu 
ter Grund“ zu der Annahme be
stehe, es w erde in  der Bundes
republik keine Abschußrampen 
fü r M ittelstreckenraketen geben. 
An  der Entw icklung von k le i
neren Raketen fü r taktische 
Zwecke und fü r  die Lu ftab
w ehr zeigte der M in ister da
gegen größtes Interesse. Auch 
in  einem anderen Zusammen
hang ließ er seinen Wunsch er
kennen, die deutsche Industrie 
in größerem  U m fang in die m i
litärische Produktion einzu
schalten. E r kündigte an, bei 
der kurz bevorstehenden Ent
scheidung über die Frage, m it 
welchem Jagdflugzeug die neue 
deutsche Lu ftw a ffe  ausgerüstet 
werden soll, w erde unter ande
rem auch berücksichtigt, in w e l
chem Maße T e ile  des betreffen
den Flugzeuges in der Bundes
republik hergestellt werden 
könnten. W enigstens die H ä lfte  
der F lugzeugte ile  sollte die In 
dustrie in Westdeutschland pro
duzieren.

Um  die Bestellung der Mata
dor - Raketen w ird  es neue 
innenpolitische Auseinanderset
zungen geben. Strauß stellte die 
Sache so dar, daß schon im

Lau fe des vorigen  Jahres da» 
amerikanische Angebot in  Bonn 
eingega^ngen und vom  Bundes
kanzler, vom  Bundesverteidi- 
gungsrat und vom  Bundeskabi
nett grundsätzlich angenommen 
worden sei.

W ährend seines Aufenthaltes 
in  Amerika sei ihm nun erklärt 
worden, das amerikanische A n 
gebot, Soldaten der Bundeswehr 
an diesem unbemannten gelenk
ten F lugkörper auszubilden, 
könne nur bis zum 3. A p ril 
aufrechterhalten werden. D ar
aufhin habe er im  P rin z ip  zu
gesagt, .allerdings m it der E in
schränkung, daß vorher noch 
die Zustimmung der Bundes
tagsausschüsse fü r Verteid igung 
und Haushalt eingeholt werden 
müsse. Diese Ausschüsse könn
ten jedoch nicht überrascht sein, 
da ihnen schon vorher bei ver
schiedenen Gelegenheiten die 
Absicht der Bundesregierung 
angekündigt worden sei. D ie 
SPD-Fraktion bestritt die R ich
tigk eit dieser Darstellung sofort.

Keine atomare Bewaffnung;
Im  H intergrund dieses Strei

tes steht die Befürchtung der 
Opposition, m it dem K au f der 
Matadors w erde eine atomare 
Bewaffnung der Bundeswehr 
eingeleitet. Nach der D arstel
lung, die Strauß gab, ist das 
nicht der Fall. E r betonte aus
drücklich, daß die Amerikaner 
keine atomaren Sprengköpfe für 
die Matadorraketen angeboten 
haben. V ielm ehr seien die R a 
keten ausschließlich m it ge
wöhnlichem Sprengstoff von 1,5 
Tonnen Gewicht versehen, die 
Kosten  eines solchen Geschosses 
belaufen sich auf 80 000 DM . 
Seine Gesamtreichweite beträgt 
1000 Kilom eter, aber Strauß be
tonte, daß die Rakete nur über 
400 K ilom eter lenkbar sei und 
daher auch nur über diese Ent
fernung wirksam eingesetzt 
werden könne.



Wir brauchen 

Klarheit!
D T . W ir  werden in  dieser 

W oche jene außenpolitische D e
batte im  Bundestag haben, die 
uns in  der abgelaufenen W oche 
überraschend vorenthalten w or
den war. W aren w ir  m it den 
außenpolitischen Experten der 
beiden großen Parte ien  erleich
tert, als man sich auf V or
schlag des Bundestagspräsideu
ten Gerstenmaier entschlossen 
hatte, die seit W ochen auf den 
Term in vom  12. M ärz ange
setzte Aussprache abzusetzen, 
so müssen w ir  heute darauf 
dringen, daß in  dem W irrw arr 
der Meinungen und Spekulatio
nen wenigstens eine ungefähre 
K lärun g einzieht. W ir  müssen 
es nicht nur hoffen. W ir  brau
chen sie; das Gefühl geh t um 
und fr iß t sich auch in das Den
ken der einfachen, unkompli
z iert Urteilenden, daß uns die 
L in ie  unseres politischen H an
delns en tglitten  sei oder m in
destens zu entgleiten  drohe. 
Das w ar gew iß auch das Haupt
m otiv Adenauers, a ls er, zor
n ig  über den Vertagungsent
schluß seiner eigenen Freunde, 
m it solcher Bestimmtheit dar
auf drang, schon eine Woche 
später das ausgefallene E re ig 
nis unter allen Umständen nach
zuholen. Es ist nicht anzunea- 
men, daß die Schlappe vom 
23. Januar, die des Kanzlers 
Pa rte i in  den Nachtausbrüchen 
des Bundestages hatte hinnch- 
men müssen, je tz t einfach zu 
einer parlamentarischen Revan
che führen soll. V ielleicht, ja  
sogar wahrscheinlich, w äre das 
gewesen, wenn der Bundestag 
zu seinem festgesetzten  ̂ .-M ärz - 
Term in sich in eine E rw ide
rungsschlacht gestürzt hätte.

um eine künftige Spitzenkon
ferenz der Mächte ist nicht nur 
zum täglichen Diskussionsstoff 
in  Kabinetten und Konferenzen 
geworden, sondern auch die 
Sucht ist mächtig angeschwol
len, Rezepte fü r solche K on fe
renzen anzubieten. Das betrifft 
nicht sosehr Gerstenmaiers V or
schlag, das Prob lem  eines deut
schen Friedensvertrages vo r sol
che Mammutkonferenz zu brin 
gen, sondern vor a llem  Pläne 
und Planchen, die gerade in 
den letzten Wochen aus allen 
W inkeln  aufschossen und den 
Zeitgenossen frag los mehr ver
w irrten  als anregten. So sehr, 
daß nicht einmal K larheit dar
über zu schaffen ist, was der 
sehr aktive sowjetische Bot
schafter Sm im ow  in  Bonn sei
nen häufig wechselnden Ge
sprächspartnern als sowjetische 
Meinung zu deutschen Spekula
tionen offeriert hat.

Das Verlangen nach G'elieim- 
diplomatie, das uns se it M o
naten als heilsamer Ausweg aus 
dem Zerreden aller politischen 
Vorschläge in  Noten, Reden 
und Debatten erschien, w ird  
von den Sowjets offenbar ganz 
anders angewandt, als w ir  es 
wünschen können. D iese D ip lo
m atie spricht nicht nur, w ie es 
die Vertretung eines Landes 
gemeinhin tut, m it der R eg ie 
rung des Gastlandes, sondern 
wendet auch jenen Gruppen ihre 
besondere Aufmerksamkeit zu, 
die in deutlich erkennbarer Op
position zur P o litik  der R eg ie 
rung politisch oder publizi
stisch tä tig  sind. Das w äre le 
gitim , wenn nicht Grund be
stünde anzunehmen, daß die 
sowjetische D iplom atie diesen 
so verschiedenen Kontakten auch 
ganz verschiedene politische 
Deutungen über ihre P o lit ik  m it 
auf den W e g  gäbe. W ie  anders 
nämlich is t es zu erklären, daß 
Adenauer von seinem Zusam
mentreffen m it Smirnow die 
M itteilung m itbringt, Moskau 
w o lle  nur einen Friedensvertrag 
entweder, m it den beiden ge
trennten Deutschland oder nach 
einer „Konföderation“ der bei
den Deutschland abschließen, — 
während sowohl die Sozialde
mokraten als auch die Freien  
Demokraten sagen, sie hätten 
es anders aus der Residenz 
Smirnows gehört?

W enn es stimmt, daß aus der 
sowjetischen Botschaft ein ige

deutsche Journalisten und P o li
tiker bestimmter Coleur ange
rufen worden sind, um — längst 
ehe die sowjetische N ote an die 
USA bekannt und veröffentlicht 
w ar —  auf den sowjetischen 
„Friedensvertrag“ - K öder mit 
befürwortenden Erklärungen 
hinzuweisen, dann ist zu erken
nen, welche W ege der po liti
schen Einflußnahme diese A rt 
von sowjetischer Diplomatie 
heute schon geht.

D ie  Sow jets haben es fe r tig 
gebracht, die atomare Bewaff
nung der Bundesrepublik zum 
außenpolitischen A  und O aller 
sowjetischen Neins zu machen. 
W enn man dieser östlich vorge
schriebenen L in ie  fo lg t, w ird  
man es schwer haben, zu einer 
dringend notwendigen K la r 
stellung unseres außenpoliti
schen Kurses zu kommen. Ob 
auch der W esten uns m it sei
nen wechselnden Ansichten über 
das, was künftig heim Zusam
mentreffen der Großen gespro
chen werden soll, in den letz
ten W ochen gerade gute D ien
ste erwiesen hat, steht dahin.

Es ist zu hoffen, daß die deut
sche P o litik  m it ihrer Zustim
mung zu solcher möglichen 
Spitzendebatte nicht einen —  
auch nur zeitw eiligen  —■ V er
zicht auf die Erörterung der 
Deutschlandfrage ausspricht. 
D ies zu sagen und dies m it 
a ller konkreten Begründung und 
Deutlichkeit auszusprechen, ist 
wohl das Forum  des deutschen 
Bundestages die beste und wich
tigs te  Stätte. A lle  unsere Schick
salsfragen dieser W oche: F o rt
führung unserer Sicherheit, V er
vollkommnung unserer Bewaff
nung, Befestigung unseres 
Bündnisses m it den freien 
Mächten und Stärkung unserer 
Position  fü r die W iederverein i
gung verlangen je tz t klare und 
nüchterne Entscheidungen. 
W enn der W esten m it Moskau 
spricht, ist unser Schicksal 
wohl oder übel Verhandlungs- 
gegenstand. W ir  sollten keine 
A ngst haben, daß sich Moskau 
und W ashington auf unserem 
Rücken einigen könnten. W ir  
sollten den W irrw arr unserer 
besonderen Konzeptionen zu
rückstellen gegen die größere 
K la rheit: m it dem W esten un
sere Sache zu erreichen.

D ie  außenpolitische Debatte 
dieser nun kommenden W oche 
aber kann sich nicht mehr da
m it aufhalten, in den Meinungs
streit über das, was angeblich 
versäumt worden sei, einzugrei
fen. Sie muß dringend K larheit 
darüber zu schaffen suchen, was 
in  dieser sich so rapid verän
dernden weltpolitischen Situa
tion fü r m orgen und übermor
gen zu tun ist. Das Palaver



Lieber Leser!
Wir wollen gern wissen, wo 

und wie unsere Wochenausgabe 
Sie erreicht hat. Die Namen 
unserer Leser interessieren uns 
dabei nicht, sondern nur die 
Orte. Deshalb bitten wir Sie, 
eine Ansichts- oder Postkarte 
mit falschem Absender, aber 
mit Angabe der Nummer der 
Ausgabe auf die Sie sich be
ziehen, an folgende Adresse zu 
schicken:

Herrn M. Barth  
Berlin-Tem pelhof 1 

M anfred-v.-R ichtbofen-Str. 2 , II
Wir danken Ihnen für Ihre 

Hilfe.

Stellungnahme zum Gipfeltreffen
Deutsche Frage kann nicht ausgeklammert werden

Bonn (dpa). D ie  Bundesregie
rung -werde m it allen ihr zur 
Verfügung stehenden M itteln 
dafür eintreten, daß die deut
sche F rage  auf einer bevor
stehenden G ipfelkonferenz be
handelt w ird . Das stellte am 
Sonnabend das Presse- und In 
formationsamt der Bundesregie
rung fest.

D ie  Erklärung bezieht sich 
auf „unvollständige oder unzu
treffende Pressemeldungen“ ,

Der Warnstreik
D T . D er. „W arnstreik“  der 

Gemeindearbeiter in  W estberlin  
wurde ohne größere Zwischen* 
fä lle  überstanden. E ifr ig  dräng
ten die erwerbstätigen W est
berliner nach ihren A rbeits
plätzen: 90 bis 93 ^Prozent, so 
darf man schätzen, haben auch 
ihr Ziel, wenn auch verspätet, 
erreicht. Es w ar ein Abenteuer, 
dem man nach Berliner W eise 
m it Humor, Gleichmut und 
Schimpfen begegnete. Den 
Funktionären der ÖTV werden 
die Ohren noch lange k lingen; 
denn kaum ein Berliner hat die 
Unvermeidliehkeit dieser Stö
rung des W irtschaftslebens 
eingesehen.

Auch erfreuliche Erkenntnisse 
waren zu sammeln. Offenbar 
ist die M otorisierung so w eit 
fortgeschritten, daß selbst ein 
totaler Verkehrsstreik seinen 
früheren „Schrecken“ verloren 
hat. W ir  können das beruhi
gende Gefühl haben, daß die 
zunehmende Motorisierung uns 
im N otfa ll bei einer planmäßi
gen Verbreitung (d ie diesmal 
fehlte), von dem öffentlichen 
Monopolbetrieb unabhängiger 
machen w ird . In  München, das 
schon die dreifache Autodichte 
Berlins besitzt, könnte man 
heute schon nahezu die ganze 
w erktätige Bevölkerung in P e r
sonenkraftwagen unterbringen.

Der W arnstreik ist je tz t vo r
bei. Man kann nur wünschen» 
daß jene M itg lieder der ÖTV — 
auch die in hoher Stellung — , 
die ebenso w ie die meisten Ber
liner auf diesen Streik ge

schimpft haben, ihren ganzen 
Einfluß aufbieten, damit künf
t ig  Funktionäre gew ählt w er
den, die auf die W estberliner 
Mentalität und Situation Rück
sicht nehmen. W o  hat etwa bei 
a ller Einsicht der M ut gefeh lt? 
Hoffentlich ist über diese inner
gewerkschaftliche F rage  das 
letzte W ort noch nicht ge
sprochen.

Auch andere Überlegungen 
werden anzustellen sein. Von 
einem Streik in  Versorgungs
betrieben werden stets große 
T e ile  der Bevölkerung in M it
leidenschaft gezogen, die m it 
dem S treik fa ll ga r nichts zu 
tun haben. Es geht dabei nicht 
nur darum, Leben und Gesund
heit zu schützen. Auch das 
W irtschaftsleben darf nicht der 
Gefahr einer Katastrophe aus
gesetzt werden (Strom, Gas, 
W asser).

In  vielen demokratischen Län
dern des W estens ist darum 
das Streikrecht in  solchen Be
trieben modifiziert. E in  Schlich
tungswesen, ob fre iw illig  ver
einbart oder gesetzlich festge
legt; soll dafür sorgen, daß es 
nicht zu Kurzschlüssen und 
Prestigekäm pfen bei den Lohn
verhandlungen kommt. Vor 
dem „W arnstreik“ waren die

Verhandlungsmöglichkeiten 
nämlich keineswegs erschöpft. 
N ur w enige Tage lagen die 
Term invorschläge beider P a rt
ner fü r neue Verhandlungen 
auseinander. Wenn die ind i
rekten Folgen  dieses W arn
streiks in ganz Westdeutschland

wonach der Eindruck entstan
den sei, daß die westliche W e lt  
ihren bisherigen Standpunkt 
aufgegeben habe, auch die 
F rage  der W iederverein igung 
zum  Gegenstand von  Verhand
lungen bei einer möglichen G ip
felkon ferenz zu machen.

D ie  Bundesregierung sei nach 
w ie vor der Überzeugung, so 
heißt es in  der Erklärung, daß 
ein politisches Prob lem  von 
solch, zentraler Bedeutung nicht 
ausgeklammert werden könne, 
ohne die Aussichten einer K on 
ferenz auf höchster Ebene zu 
gefährden. Dam it verliere  das 
dringende Prob lem  einer a llge
meinen kontrollierten A b 
rüstung jedoch nicht an Be
deutung.

und Berlin, etwa 100 M ill. DM 
an Produktionsausfall und L ee r
lauf gekostet haben mögen, 
dann w ar dieser Kurzschluß 
der Beteiligten auf Kosten der 
"Unbeteiligten unangemessen 
teuer bezahlt.

W as fo lg t  daraus? ÖTV und 
die Behörden, m it denen diese 
Gewerkschaften ständig Lohn- 
und Gehaltsverhandlungen zu 
führen hat, sollten unverzüglich 
ein Schlichtungswesen fre iw il
lig  vereinbaren. W ie  nötig  das 
ist, zeigte vor allem  die T a t
sache, daß sogar die statisti
schen nachprüfbaren Sachver
halte (nämlich die Lohnrela
tion zwischen Handwerkern, 
Angestellten  und Beamten) 
ständig umstritten waren und 
von den Verhandlungspartnern 
verschieden dargestellt wurden. 
ÖTV sollte den Bogen nicht 
überspannen. Es w äre bedauer
lich, wenn ausgerechnet Lohn
konflikte m it den Gemeinden 
und dem Staat zu katastropha
len Streikaktionen führen. Das 
Gegenstück jeder vorbehalt
losen Streikfreiheit heißt näm
lich: Verantwortung vor dem 
Ganzen.



Moskau bezahlt nur Schleuderpreise Aus SSD-Haft entlassen
400 M illionen Jahresverlust bei Wismuth AG.

B erlin  (E igenbericht). Bemerkenswerte M itteilungen über die 
nach w ie  vor andauernde Ausbeutung der W irtschaft der Sow jet
zone durch die Sowjetunion machte in  diesen Tagen ein 
Funktionär, der bis vor kurzem in  leitender Position  bei der 
W ism uth AG. beschäftigt war. Seine M itteilungen über die von 
den Sow jets gezahlten P re ise  fü r d ie Exporte von Uranerz in 
die UdSSR zeigen, daß die Sowjetzone aus diesem w ertvollen  
Rohstoffvorkomxnen keinerlei Nutzen zieht. Im  Gegenteil 
handelt es sich fü r d ie Zonenwirtschaft h ierbei um ein Deüzit- 
ob jek t in  H öhe von m ehreren  Hundert M illionen Mark. D a
gegen müßte der Verkauf der Uranerze zu normalen Handels
bedingungen der sowjetzonalen W irtschaft erhebliche Gewinne 
einhringen.

In  der Handelsstatistik der 
Sow jetzone fü r 1957 sind unter 
den Exporten nach. Rußland 
zum erstenmal auch die Uran- 
Lieferungen enthalten, a ller
dings ohne im  einzelnen auf
geschlüsselt zu sein. Insgesamt 
erhöhten sich die Exporte in 
die Sowjetunion von 2608 M il
lionen Rubel im  Jahre 1956 auf 
3220 M illionen Rubel im  Jahre 
1957. A u f der Moskauer W ir t
schaftskonferenz im Januar 
vorigen  Jahres erklärten sich 
die Sow jets zwar nach langem 
Drängen Pankows bereit, den 
vö llig  ungenügenden Uranium- 
preis zu verdoppeln. Statt 
350 M illionen Rubel zahlten sie 
1957 etwa 800 M illionen Rubel 
fü r  eine um 15 Prozen t erhöhte 
Produktion der W ismuth - Be
triebe. A ber selbst dieser jetzt 
zugestandene P re is  bedeutet 
w eiterhin eine kolonial-kommu
nistische Ausbeutung schlimm
ster Art, da damit nur w enig 
mehr als die Ausgaben der 
W ismuth fü r Löhne und Gehäl
ter gedeckt werden. D iese be
tragen im  Uranbergbau etwa 
55 P rozen t der Produktions
kosten.

D ie  sowjetisch-deutsche W is 
muth AG. beschäftigt augen
blicklich 80 000 A rbeiter und 
Angestellte. D ie Löhne und Ge
hälter einschließlich der Sozial
versicherung betragen knapp 
450 M illionen Ostmark; das 
macht bei dem offiziellen  Um
rechnungskurs von 1 Ostmark 
gleich 1,80 Rubel also jene 
Gesamteinnahme von 800 M illio 
nen R-ubel aus, die von den 
Sowjets fü r das Ur'anium ge
zahlt wurde. D ie  Produktions
kosten in  Höhe von 400 M illio 
nen Mark dagegen müssen von 
der Bevölkerung der Sow jet
zone aufgebracht werden. W äh-

£

rend in  der ganzen übrigen 
W e lt  der Uranbergbau m it 
hohen Gewinnen arbeitet, ist er 
fü r die Sow jetzone ein Verlust
geschäft, w eil d ie kommunisti
schen „Freunde" der sow jet
zonalen R eg ierung nicht bereit 
sind, fü r die deutschen Uran
erze die Pre ise zu zahlen, die 
den tatsächlichen Produktions
kosten und einem angemessenen 
Gewinn entsprechen würden.

B erlin  (ap/dpa). D er erste 
Amerikaner, der in  Ostberlin 
gerichtlich verurteilt wurde, 
der A rzt Dr. W a lter Steinberg, 
ist vo rze itig  entlassen worden. 
Steinberg w ar A n fang Septem
ber vergangenen Jahres ver
haftet und im  Januar unter 
der Anklage, sich gegen  die 
W irtschaftsgesetze vergangen 
zu haben, zu zehn Monaten 
Gefängnis verurteilt worden.

A u f einer Pressekonferenz in 
W estberlin  sagte Dr. Steinberg, 
er sei von Beamten des sow jet- 
zonalen Staatssicherheitsdien
stes während seiner H a ft „hart 
und brutal" behandelt worden. 
Sein Wunsch, sich m it einem 
Vertreter des amerikanischen 
Konsulats in  Verbindung setzen 
zu dürfen, sei abgelehnt w or
den. Seinen Pflich tverteid iger 
habe er nur einmal zwanzig 
Minuten lang unter Aufsicht 
sprechen dürfen.

In  der Zone nur noch 391 Anwälte
Rechtspflege als M ittel des Klassenkampfes

B erlin  (dpa). In  der Sow jet
zone sind nur 815 Rechts
anwälte gegenüber rund 16 000 
in  der Bundesrepublik tätig, 
w ie  der Präsident des Baye
rischen Anwaltsverbandes, Dr. 
Ostler, zum Abschluß des B er
liner R ichtertages m itteilte. Von 
den 815 Anwälten gehörten nur 
391 keinem Rechtsanwaltskollek
tiv  an. Diese fre ien  Anwälte 
müßten unter schwierigsten 
Bedingungen arbeiten, bei
spielsweise sei es ihnen nicht 
erlaubt, vor dem Obersten 
Gerichtshof der Zone aufzu
treten.

A u f der Tagung wurde —  'wie 
bereits gem eldet —  die Stellung 
des Anwalts im  geteilten 
Deutschland diskutiert. Dr. Ost
ler sagte, der Anwalt ge lte  fo r 
m ell zwar auch in  der Zone als 
Rechtspfleger, tatsächlich sei er 
jedoch nur ein Justizfunktionär. 
Das anwaltliche Berufsgeheim
nis bestehe praktisch nicht 
mehr, w eil die dem Justiz
ministerium unterstehende 
„Zentrale Revisionskommission" 
jederzeit Auskünfte verlangen 
und Einsicht in  Unterlagen 
fordern könne.

Kammergerichtspräsident P ro f. 
Dr. Dr. H ein itz erklärte, die 
Rechtspflege in  dejr Sowjetzone 
sei- „led ig lich  ein M ittel des 
Klassenkampfes“ . D er Richter 
in  der Zone sei ein weisungs
gebundener Funktionär und 
könne jederzeit w egen po liti
scher Unzuverlässigkeit ab
gesetzt werden.

In Dresden verhaltet
Bad H ersfeld  (dpa). Beim  Be

such seiner E ltern  in  Dresden 
ist der V ertreter einer Kölner 
F irm a verhaftet worden. Der 
Vertreter w ar m it einem gü lti
gen Messeausweis nach L e ip z ig  
gefahren, dann jedoch ohne 
Aufenthaltsgenehmigung nach 
Dresden gereist.

E in ähnlicher F a ll hatte sich 
vor wenigen Tagen an der 
Zonengrenze abgespielt, als ein 
Einwohner aus Gießen von 
der Volkspolizei festgenommen 
wurde, w e il er als Messe
besucher ohne Genehmigung zu 
seinen E ltern im  Erzgebirge 
gefahren war.



Zweiter US-Satellit im Weltraum
Erfolg der Marine — Lebensdauer fünf bis zehn Jahre

Cap Canaveral (dpa). M it einer 
Geschwindigkeit von rund SO 000 
km/st umkreist seit Montag 
mittag, der zweite künstliche 
Mond der USA die Erde. Nach 
mehreren verschobenen und 
zwei mißglückten Versuchen 
hat die amerikanische Kriegs
marine einen kleinen, mit zwei 
Sendern und Meßinstrumenten 
ausgestatteten Erdsatelliten mit 
einer dreistufigen „Vanguard“- 
Rakete auf seine Flugbahn be
fördert.

Mit ohrenbetäubendem G'etöse 
stieg die 21 Meter lange, pfeil
schlanke „Vanguard“ ' - Rakete 
um 13.06 Uhr MEZ von ihrer 
Abschußrampe auf dem Rake
tenversuchsgelände von Cap Ca-

Dallas/Texas (ap). Nach An
sicht des Raketeningenieurs Dr. 
Wernher von Braun können 
Menschen in zwei bis fünf Jah
ren in künstlichen Satelliten 
die Erde umkreisen und wieder 
zur Erde zurückkehren. Danach 
werde es bald möglich sein, in 
Raketenflugzeugen die Erd
atmosphäre ganz hinter sich zu 
lassen. Der nächste Schritt 
würden dann Raumflüge in Sa
telliten sein, von denen die In
sassen sicher wieder zur Erde 
zurückkehren könnten.

Ein enger Mitarbeiter des 
Leiters der Forschungs- und 
Entwicklungsabteilung der US- 
Armee, James EdSon, kündigte 
am Dienstag in einem Vortrag 
an, daß die Vereinigten Staaten 
in wenigen Monaten eine Ra
kete zum Mond schicken wür
den.

USA forcieren Staatsaufträge
Washington (ap). Präsident 

Eisenhower hat den Kongreß 
um die zusätzliche Bewilligung 
von 171,5 Millionen Dollar zur 
Finanzierung öffentlicher Arbei
ten ersucht. Er faßte diesen 
Entschluß nach einer zweiein- 
halbstündigen Beratung mit 
seinem Kabinett, weil im Fe
bruar die Produktion und die 
Einkommen erneut gesunken 
sind.

naveral fast senkrecht in die 
Höhe. Ihr Flug war zehn Se
kunden lang deutlich zu ver
folgen. Dann löste sich die 
erste Treibstufe. Nach genau 
zehn Minuten und 21 Sekunden 
hatte der Satellit seine für die 
Erdumkreisung erforderliche 
Höhe erreicht und wurde von 
der letzten Raketenstufe frei
gegeben.

Der neue künstliche Mond hat 
einen Durchmesser von 16,5 
Zentimetern und wiegt etwa 
dreieinviertel Pfund. Die Höhe, 
in der er die Erde umkreist, 
schwankt von 650 bis 4000 K ilo 
meter.

Nach Schätzungen der ameri
kanischen Wissenschaftler wird

W ie aus Regierungskreisen 
verlautete, fiel der Index der 
industriellen Produktion ein
schließlich Bergbau und Hüt
tenwesen im Februar um zehn 
Prozent unter den Höchststand 
vom Herbst 1956. Die Jahres
rate der Löhne und Gehälter 
ging vom Januar zum Februar 
um 1,8 Milliarden Dollar Zu
rück. Diese Entwicklung hat 
die Hoffnungen amtlicher ame
rikanischer Stellen auf einen 
Rückgang der Arbeitslosigkeit 
und eine, stärkere Belebung der 
Konjunktur im März gedämpft.

.Berlin (ap). In  einer am Sonn
abend vom SED - Zentralorgan 
„Neues Deutschland“ veröffent
lichten Resolution verurteilt 
der Rat der landwirtschaftlich- 
gärtnerischen Fakultät an der 
Ostberliner Humboldt-Universi
tät scharf das Verhalten seiner 
Lehrkräfte, Assistenten und 
Studenten, die kürzlich die 
„Grüne Woche" in Westberlin 
besuchten. In der Entschließung 
wird den Betroffenen „mangel
haftes politisches Bewußtsein" 
vorgeworfen und versichert: 
„Der Rat der Fakultät über
nimmt kollektiv die Verpflich-

der Satellit voraussichtlich eine 
Lebensdauer von fünf bis zehn 
Jahren haben, über sechs An
tennen werden dis beiden Sen
der Meßergebnisse an die Bo
denempfangsstationen geben. 
Der eine der beiden Sender 
wird mit einer Quecksilberbat
terie betrieben und arbeitet auf 
der Frequenz von 108 Mega
hertz. Der zweite Sender ist 
mit Sonnenbatterien ausgestat
tet, die eine praktisch unbe
grenzte Lebensdauer haben. 
Seine Signale sind auf 108,03 
Megahertz zu hören.

Der Satellit wird auf seiner 
Flugbahn von der etwa 50 Pfund 
schweren dritten Raketenstufe 
begleitet, die sich gleichfalls im 
Raum gehalten hat. Unmittel
bar nach ihrer Erfolgsmeldung 
kündigte die Marine an, daß 
sie bereits „in Kürze“ einen 
etwa 20 Pfund schweren und 
voll mit Instrumenten ausge
rüsteten Satelliten in den W elt
raum schicken werde.

Jetzt drei künstliche Monde

Nach dem Verglühen des 
ersten sowjetischen „Sputniks", 
dessen Start am 4. Oktober des 
vorigen Jahres ein neues Kapi
tel in der Menschheitsgeschichte 
eingeleitet hatte, umkreisen 
nunmehr zur Zeit drei künst
liche Monde unseren Planeten,:

1. „Sputnik II" ,
2. der „Explorer“ der US- 

Armee,
3. der künstliche Satellit der 

US-Marine.

tung, daß sich dieses versöhn
lerische Verhalten nicht wieder
holt."

Aus Ostberlin war in den 
letzten Tagen berichtet worden, 
daß bereits mehr als 30 Studen
ten der Fakultät wegen des 
Besuches der „Grünen Wociie“ 
Leistungszuschläge zum Stipen
dium gestrichen worden seien. 
Gegen die Doktoren Dobinski, 
Joachim Krüger und Erwin 
Sych sollen aus dem gleichen 
Grund von der Universitätsver
waltung Disziplinarverfahren 
eröffnet worden sein.

Mondrakete in wenigen Monaten?
Aus den Piänen der amerikanischen Forschung

Besuch der „Grünen Woche64 bestraft
Stipendien gestrichen — Weitere Maßnahmen angekündigt



Zwischen Elbe und Oder

Was heißt schon „Errungenschaften64
Aufzeichnungen über Ereignisse und Stimmungen in Mitteldeutschland

B erlin  (Eigenbericht).. Bas Schlagwort von den sogenannten 
sozialistischen Errungenschaften w ird  von der SED immer 
w ieder in  die Debatte geworfen. An  der Spitze steht die Parte i, 
dann kommt die „A rbeiter- und Bauernmacht“ , und so geht es 
w eiter bis zu jedem  neuen Kuhstall und neuen Fensterbrett. 
Manches ist nicht einmal schlecht, h interhältig ist jedoch die 
Propaganda um Selbstverständlichkeiten, durch die dem Be
wohner Mitteldeutschlands und den Lesern  im  W esten Sand in 
d ie Augen  gestreut werden soll.

AS C H E R S LE B E N

E IN E  P O L IT IK  M IT  M O
D E R N E N  G E R ÄTE N . D ie P o li
k lin ik Aschersleben hat ausge
zeichnete Geräte. Röntgenappa
rate, klinische Einrichtungen 
und gutes Personal. W ie  ein 
lu ftleerer Raum im  politischen 
Sturm spielt sich das Lehen 
dort ab. D er Chefarzt fährt 
einen Opel Rekord, neuestes 
Modell. E r  ist Persona grata. 
Auch die Po lik lin ik  gehört zu 
den sogen, sozialistischen E r
rungenschaften. Ebenso aber 
der Ärztemangel im  Städtchen. 
D ie  vier, fü n f praktischen Ärzte 
machen sich seelisch und phy
sisch kaputt. W ieder ist einer 
geflüchtet. E r hatte keine mate
riellen  Sorgen. Aber der poli
tische Druck trieb ihn -davon. 
D ie  HO spricht von Verkaufs
kultur. Im  neuen Stadtviertel 
baut man Wohnungen, in denen 
der K a lk  schon von den Decken 
rieselt. D ie Bauten trockneten 
nicht aus. D ie W ettbewerbe 
drängten. Zu Ehren des V. P a r 
teitages w ollte man W ohnein
heiten schinden. Auch das sind 
Errungenschaften.

B E IM  K A U F M A N N  A N  D E R  
ECK E am Rathaus flüstert man 
sich zu : „U lbricht w ird  Aschers
leben niemals besuchen, schließ
lich stammen Eisenhowers Vor
fahren von h ier.“

ROSTOCK

K E IN E  GEH EIM NISSE. Die 
Erschaffung der W elt durch ein 
höheres Wesen w ird  ab gelehnt. 
D ie SED leugnet die Existenz 
Gottes. A lles könhe man erklä
ren, heißt es. Wenn auch ein ige 
Fragen  noch offen seien, aber 
auch dahinter käme der aufge
klärte Mensch. Rezepte dazu: 
Studium des M arxismus-Leni

nismus. M it D ialektik ließe sich 
überdies alles machen. D ie 
Volks w erft Rostock is t eine E r
rungenschaft der SED, so heißt 
es parteiamtlich. D ie  Arbeiter 
und Angestellten fügen eine E r
gänzungsfrage hinzu: Auch die 
Stillstandszeiten, auch die W ar
tezeiten, auch die Verlustzeiten, 
auch die P lan- und M aterial
feh ler?  Fast ein V ierteljahr ist 
ins Land gezogen vom  neuen 
Jahr. Im m er noch schimpfen die 
A rbeiter w ie  d ie Rohrspatzen 
über die Engpässe, Stromein
sparungen, Maschinenüberalte
rungen usw. Sind das etwa 
unsere sozialistischen Errungen
schaften. D ie Betriebszeitung 
„Unsere W e r f t “  versuchte den 
Stein des W eisen zu finden. Sie 
fo rdert die A rbeiter auf, die Ge
nossen Konstrukteure dazu zu 
zwingen, rechtzeitig gute Pläne 
bereitzustellen. D ie Genossen 
Materialbeschaffer aber sollten 
die Zuliefererbetriebe recht
ze itig  agitatorisch und pro
pagandistisch bearbeiten. „20 000 
Tonnen Feldsteine zu Ehren 
des V. Parteitages fü r die H a
fenm ole!“  Ein Spruchband in 
Warnemünde. Sollen sich v ie l
leicht die Sommergäste betei
ligen?

J E N A
IM  JE N A E R  M U SEUM  w ird  

ein neuer Führungsstil propa
giert. Man hört aus der Skla
venhalterzeit, aus der Zeit der 
Feudalherren und sieht A bb il
dungen der Zeiss-Abbe-Stiftung. 
D ie  Arbeiterwohnsiedlung, die 
in  den ersten dreiß iger Jahren 
errichtet wurde, ist keine E r
rungenschaft, sondern ein Bei
spiel fü r die Ausbeutung der 
kapitalistischen P ro fitjä ger!

IM  PA R Ä D IE S C A F fi T A N Z T  
M A N . Rock and R o ll g ilt  als 
verpönt. Abends nach 12 Uhr,

wenn die L u ft  rein ist und kein 
.Ledermantel* durch den Park 
schlendert, dann kann man es 
noch einmal versuchen. Studen
ten und Studentinnen schuften 
inehr als bisher. In  den Ferien  
bleibt keine * Zeit zum Lernen. 
D a heißt es: A u f zum Arbeits
einsatz. Und die politische A r 
beit nimmt ihnen ihre Freizeit. 
Sie sind in  Zehnergruppen ge
gliedert. H ie r  der Arbeitsplan 
eines Studenten: M ontag: P a r
teilehrjahr. D ienstag: K am pf
gruppenübung. M ittwoch: FD J- 
Abend. Donnerstag: F re iw il
lig e r  Aufbaueinsatz. F re ita g : 
Nationale Front. Sonnabend: 
Schachturnier in der Sektion 
Schach im  Kulturbund. Sonn
tag : Geländespiel —  Landsonn
tag  oder Produktionseinsatz. 
Gelernt w ird  später. Auch das 
sind sozialistische Errungen
schaften. Is t  es da ein Wunder, 
wenn sich die Studenten drük- 
ken? Entweder sie oder sie 
werden erdrückt.

CH EM N ITZ

H O FFNU N G , DASS ES BES
SER W IR D , haben die Arbeiter 
der O fenfabrik in  Cossebaude 
nicht. Derselbe Schlendrian, 
derselbe Arbeitsablauf w ie  im  
vergangenen Jahr. „Von einem 
Stückchen H o lz  kann man nicht 
verlangen, daß es denkt“ , das 
ist die Meinung der Arbeiter 
in  Cossebaude. Der Schuh ist 
fü r die W erk leiter zu groß. W er 
früher die Straße gefeg t hat, 
ist^ nur selten in  der Lage , 
Teppichkehrmaschinen produ
zieren zu lassen.

IN  R A U E N S T E IN  bei Chem
nitz wurde ein neuer Schweine
stall eingeweiht. E r g ilt  eben
fa lls als Errungenschaft. Ein 
Bauer bemerkte dazu trocken: 
„W enn eine L P G  ein neues 
Holzklosett baut, dann ist das 
eine sozialistische Errungen
schaft —  und wenn in einer 
westdeutschen Kleinstadt, 50 000 
Wohnungen m it Zentralheizung 
gebaut werden, dann ist das 
Ausdruck kapitalistischer Aus
beutung.“ Und m it einem Seuf-s 
zer fü gte er hinzu: „W as heißt 
denn schon Errungenschaft. .



M USEUM SREIF ist die „Tante Ju" geworden, das alte, aber außerordentlich 
leistungsfähige deutsche Flugzeug „Ju 52“. E in Exemplar davon wurde jetzt im 
Deutschen Museum in München aufgestellt.

Professoren in Not
D T . Professoren werden von 

Funktionären über das W esent
liche ihrer Wissenschaft belehrt, 
werden bedroht, öffentlich an- 
gepöbelt, zum W iderru f ihrer 
in Jahrzehnten erarbeiteten E r
kenntnisse genötigt, —  in einer 
solchen Situation haben sich 
deutsche Hochschullehrer noch 
nie befunden, w ie  jetzt im 
Herrschaftsbereich der SED. 
D ie Flucht des Leip ziger Kunst
historikers P ro f. Ladendorf 
nach W estberlin ist ein neues 
Schlaglicht auf diesen Zustand.

• Unzählige Dozenten stehen, 
nachdem sie jahrelang in  ihren 
„unpolitischen“ Fächern relativ 
ruh ig und verantwortlich arbei
ten konnten, plötzlich vor 
schweren Entscheidungen. V iele 
sind vielleicht zur Stunde schon, 
ähnlich w ie  die Dozenten der 
Veterinär-Medizinischen Fakul
tät der Linden-Universität, von 
ihren Posten entfernt worden.

N u r nach und nach erfährt 
man Einzelheiten. Und man er
fährt auch Gründe. A ber es er
übrigt sich, auf diese Beschul
digungen einzugehen. Ob Be
such der Grünen W oche als 
einer Stätte vorzüglicher In fo r

mationsmöglichkeit über die
landwirtschaftlich-technische 

Entw icklung im  W esten, ob 
Verbreitung „falscher Lehren“ 
— es ist gleichgültig, w ie  es 
die Funktionäre nennen. V er
zeichnet werden muß a llein  die 
Tatsache, daß sie je tz t fana
tisch und blind Forschung und 
echte Erkenntnis aus der U ni
versität knüppeln wollen.

Vom  W esten aus gesehen, ist 
dieses Verhalten unbegreiflich. 
In  der Sowjetunion werden 
Wissenschaftler umworben, und 
die SED hatte sich zunächst da
nach gerichtet. 5000 Ostmark 
Monatsgehalt und w eitere V er
günstigungen waren eine durch
aus normale Einstufung. Man 
brauchte die Gelehrten, direkt 
oder indirekt, fü r die industri
elle  Entwicklung, fü r den F o rt
schritt überhaupt, w ie  e r  auch 
immer interpretiert wurde. H at 
sich dieses Bedürfnis erled igt? 
H at man Professoren nicht 
mehr nötig?

Schon die w irtschaftliche Si
tuation in  der Zone is t Anlaß 
genug, diese F ragen  zu vernei
nen. A ber vielleicht ist es ge
rade die Aussichtslosigkeit auf

diesem Gebiet, d ie den Kommu
nismus Ulbriehtscher Prägung 
zu einer A r t  Torschlußpanik 
treibt.

E ine furchtbare Gewissensnot 
und eine Gefahr fü r d ie Jugend 
in  der Zone. D ie  SED w ird  da
bei nichts gewinnen. A ber viel, 

.unendlich v ie l geht verloren 
durch Haß und B itterkeit, was 
ohne jenen Druck fanatischer 
Kommunisten zu W erten  w er
den könnte,

Ost-Luiibansa 
darf nicht landen

W ien  (dpa/ap). Das Handels
gericht W ien  hat der Ostzonen- 
Lufthansa in  einer einstweili
gen  Verfügung untersagt, im  
Verkehr m it Österreich die Be
zeichnung „Deutsche Lufthansa“ 
und das einschlägige F irm en
zeichen (stilisierter G reif) zu 
verwenden.

D ie gerichtliche Verfügung 
wurde dadurch ausgelöst, daß 
vor ein igen Monaten auf dem 
F lugp latz Wien-Schwechat eine 
außerplanmäßige Maschine der 
Ostzonen-Lufthansa landete. Sie 
brachte damals eine Gruppe so
w jetzonaler Sportler zu einem 
W ettkam pf nach W ien ,



B ILD E R  D E R  WOCHE. Oben: H ilfsbereit zeigte sieb dieser Westberliner Autofahrer 

am Tage des Warnstreiks der Gewerkschaft öffentliche Dienste, Transport und 

Verkehr, E r  lud seinen W agen m it „Anhaltern“ voll. — Unten: Auch Spanien wurde 

von der deutschen Fußball-Nationalelf in Frankfurt geschlagen. Es gelang ihr ein 

2 sO-Erfolg, Eckel (links) erhält den Ball vor dem Spanier Collar.


